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Schriftliche Anfrage

der Abgeordneten Danny Freymark (CDU) und Prof. Dr. Martin Pätzold (CDU)

vom 08. Juli 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 11. Juli 2022)

zum Thema:
Umweltverträglichkeit an der Obersee-Schule nicht gegeben?

und Antwort vom 26. Juli 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 26. Juli 2022)



Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Herrn Abgeordneten Danny Freymark und

Herrn Abgeordneten Prof. Dr. Martin Pätzold (CDU)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/12502

vom 08. Juli 2022

über Umweltverträglichkeit an der Obersee-Schule nicht gegeben?

________________________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Wann wird der Senat die Potentialanalyse bezüglich der Umweltverträglichkeit des Bauvorhabens in

Auftrag geben?

2. Wer wird damit beauftragt?

4. Warum wurde der Standort für den MEB bereits vor dieser Potentialanalyse festgesetzt, wenn es doch

notwendig ist, im Vorfeld artenschutzrechtliche Belange und auch folgend den Eingriff in den Baumbestand

abzuschätzen?

5. Auf welche Grundlage wurde sich ohne Potentialanalyse für den Standort entschieden?

Zu 1., 2., 4. und 5.: Die Potentialanalyse bezüglich der Umweltverträglichkeit ist Teil des

weiteren Planungsprozesses und wird wie üblich rechtzeitig durch den ausführenden

Generalunternehmer beauftragt.
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Der Standort hat den normalen Genehmigungsprozess unter Beteiligung der

entsprechenden Fachämter durchlaufen und wurde positiv beschieden. Eine

weitergehende artenschutzrechtliche Untersuchung ist am beschriebenen Standort nicht

notwendig, sondern lediglich eine Potentialanalyse, die zu etwaigen Ersatzmaßnahmen

führen könnte.

3. Wie wird das Bezirksamt Lichtenberg dabei mit einbezogen?

Zu 3.: Das Bezirksamt Lichtenberg und die betreffenden Fachämter sind Teil des

Planungsprozesses und werden im Zuge der Umsetzung ständig am Verfahren beteiligt.

Berlin, den 26. Juli 2022

In Vertretung

Alexander Slotty

Senatsverwaltung für Bildung,

Jugend und Familie


